
Hier eine kurze Zusammenfassung des Entwurfs vom 25.06.2025 (BMF zur Einführung der obligatorischen E-

Rechnung) – mit Fokus auf die wesentlichen Änderungen und einem separaten Abschnitt Sanktionen/Folgen: 

Grundlegende Änderungen 

1. Pflicht zur E-Rechnung ab 01.01.2025 

o Für alle Umsätze zwischen inländischen Unternehmern (§ 14 UStG). 

o „Sonstige Rechnungen“ (z. B. Papier, PDF ohne Struktur, Bilddateien) gelten ab 2025 nicht mehr als 

ordnungsgemäße Rechnungen. 

2. Technische Anforderungen 

o E-Rechnungen müssen im strukturierten Format nach EN 16931 ausgestellt, übermittelt und 

empfangen werden. 

o Der strukturierte Teil muss maschinell auswertbar und im Originalzustand archiviert sein. 

o Hybridformate (z. B. ZUGFeRD/Factur-X) sind zulässig, der strukturierte Datenteil ist führend. 

3. Pflichten für Rechnungsempfänger 

o Jeder Unternehmer muss technisch in der Lage sein, E-Rechnungen zu empfangen – auch 

Kleinunternehmer (§ 19 UStG). 

o Eine Pflicht zur Bereitstellung eines speziellen Postfachs besteht nicht; aber eine Verweigerung des 

Empfangs begründet keinen Anspruch auf eine Papierrechnung. 

4. Aufbewahrungspflichten 

o Rechnungen sind grundsätzlich im empfangenen Format aufzubewahren. 

o Die maschinelle Lesbarkeit muss über die gesamte Aufbewahrungsfrist gesichert sein. 

o Speicherung auch außerhalb eines GoBD-konformen Systems ist nicht automatisch ein Verstoß, 

solange Integrität und Lesbarkeit gewährleistet sind. Anmerkung des Autors: Diese Eigenschaften 

müssen aber organisatorisch und technisch dokumentiert sein. Laut GoBD reicht ein normales 

Filesystem nicht dafür aus. 

5. Ausnahmen 

o Kleinbetragsrechnungen (§ 33 UStDV), Fahrausweise (§ 34 UStDV) und Rechnungen von 

Kleinunternehmern (§ 34a UStDV) dürfen weiterhin in Papierform oder als sonstige elektronische 

Rechnung ausgestellt werden. 

o Für Umsätze mit Nichtunternehmern (z. B. Privatkunden) bleibt die Zustimmung des Empfängers zur E-

Rechnung erforderlich. 

Sanktionen / Folgen der Nichtbeachtung 

• Verstoß gegen E-Rechnungspflicht 

Wird eine Rechnung nicht im vorgeschriebenen strukturierten Format ausgestellt, liegt grundsätzlich keine 

ordnungsgemäße Rechnung vor. Folgen: 

o Verlust des Vorsteuerabzugs für den Rechnungsempfänger. 

o Pflicht zur Rechnungsberichtigung durch nachträgliche Ausstellung einer ordnungsgemäßen E-

Rechnung. 



• Kein Verschulden 

Ein Verstoß wird nicht beanstandet, wenn der Aussteller weder wusste noch wissen konnte, dass er an einen 

Unternehmer geliefert hat (z. B. Privatkunde statt Geschäftskunde). 

• Falsche oder fehlende Formate 

Hybridformate mit widersprüchlichen Angaben im Bild- und Datenteil können als doppelte Rechnung 

gewertet werden – mit möglicher Prüfung nach § 14c UStG (unberechtigter Steuerausweis). 

• Steuerliche Risiken 

o Bei unklarer oder nicht erfüllter Formatpflicht drohen Nachforderungen im Rahmen einer 

Betriebsprüfung. 

o Auch ordnungspolitische Maßnahmen (Bußgelder) sind möglich, da das UStG Verstöße gegen die 

Ausstellungspflichten als Ordnungswidrigkeiten einordnet. 

 


